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liche Formen der Bürgerbeteiligung, die von der interaktiven 
Kommunikation in sozialen Medien über De batten in On-
lineforen bis hin zu Konsultationen und der Mitarbeit an 
Dokumenten reichen. Mit den elektronischen Petitionen 
wurde darüber hinaus ein rechtlich verankertes Verfahren 
geschaffen und kontinuierlich weiterentwickelt. Für junge 
Menschen besteht ein eigenes interaktives Onlineangebot.
Chancen und Risiken
Mit Bürgerbeteiligung werden in der öffentlichen und wis-
senschaftlichen Diskussion folgende Erwartungen verknüpft: 
Sie soll politische Entscheidungen durch zusätzliche Infor-
mationen oder vorangehende Diskussionen substanziell 
verbessern, sie soll instrumentell durch die Stärkung des 
Vertrauens in und der Legitimität von Entscheidungen 
zu einer höheren Akzeptanz und Durchsetzbarkeit von 
Entscheidungen führen und sie wird als normativ geboten 
angesehen, weil die von Entscheidungen Betroffenen nach 
Möglichkeit auch an der Entscheidung beteiligt sein sollten. 
Damit verbunden sind auch Hoffnungen, gesellschaftlich 
schwächer vertretene Gruppen verstärkt einzubeziehen und 
in ihren Gestaltungsmöglichkeiten zu stärken.
In der Bevölkerung steigt die Internetnutzung zwar weiter an, 
eine breite Mobilisierung der Beteiligungsbereitschaft hat 
aber nicht stattgefunden. Veränderungen des Partizipations - 
verhaltens durch das Internet sind am ehesten bei jungen 
Menschen zu beobachten. Eine geringe Wahrnehmung von 
Angeboten der Online-Bürgerbeteiligung bringt die Gefahr 
mit sich, dass Erwartungen der Initiatoren wie der Bevöl-
kerung enttäuscht werden und sich ein Legitimationsverlust 
einstellt. Weitere Risiken, wie eine einseitige Verzerrung von 
Ergebnissen oder fehlende Anschlussmöglichkeiten im par-
lamentarischen Prozess, hängen in hohem Maße von der je-
weiligen Ausgestaltung der Verfahren ab.
Worum es geht
Unter Online-Bürgerbeteiligung werden Angebote verstan-
den, die es Bürgerinnen und Bürgern ermöglichen, mithilfe 
des Internets Einfluss auf politische Entscheidungen zu 
neh men. Institutionen auf der nationalen und internationa-
len Ebene streben eine Stärkung der Bürgerbeteiligung an, um 
die Beziehungen zwischen Bürgerschaft und Staat sowie die 
Rechtsetzung zu verbessern. In Deutschland besteht ein ge-
sellschaftlicher Konsens hin zu mehr Bürgerbeteiligung. Viele 
Menschen haben den Anspruch und die Erwartung, sich in 
Meinungsbildungs- und Entscheidungsprozesse auch beim 
Deutschen Bundestag einzubringen – unabhängig davon, ob 
sie von dieser Möglichkeit letztlich Gebrauch machen.
Der Bundestag nutzt bereits seit mehr als 10 Jahren das Inter-
net, um die Bevölkerung an der Parlamentsarbeit zu beteili-
gen. Ausschüsse und Kommissionen erproben unterschied-
In Kürze
 › Online-Bürgerbeteiligung kann dazu dienen, die Bezie-
hungen zwischen Bürgerschaft und Staat zu verbessern 
sowie Vertrauen und Legitimität zu stärken.
 › Der Bundestag erprobt seit über 10 Jahren unterschied-
liche Verfahren der Online-Bürgerbeteiligung. Die Ver-
fahren tragen zur Transparenz der parlamentarischen 
Arbeit bei und werden von Teilnehmenden wie Außen-
stehenden positiv bewertet.
 › Die Beteiligung ist meist qualitativ hochwertig, bleibt 
aber häufig zahlenmäßig hinter den Erwartungen zu-
rück. Eine Ausnahme stellen die E-Petitionen dar, die 
den höchsten Bekanntheitsgrad der Beteiligungsverfah-
ren erreichen.
 › Für eine Verstetigung und Weiterentwicklung der On-
line-Bürgerbeteiligung kommen insbesondere konsul-
tative Formate infrage, als Zeitpunkt haben sich frühe 
Stadien der Meinungsbildung bewährt.
 › In strategischer Hinsicht empfehlen sich eine weiterhin 
behutsame, sukzessive Entwicklung der Onlinebeteili-
gungsangebote sowie deren stärker konzeptuelle Ein-
bindung in die parlamentarische Arbeit.
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sei die Beteiligung zahlenmäßig hinter den Erwartungen zu-
rückgeblieben. Auch externe Beobachter kamen zu einer po-
sitiven Einschätzung: Es sei gelungen, Impulse zu setzen und 
zu zeigen, dass mit den innovativen Formaten Transparenz 
und qualitativ hochwertiger Input erzielt wurde.
Der Ausschuss Digitale Agenda des 18. Deutschen Bun-
destages verfügt über Leitlinien für die Online-Bürgerbetei-
ligung. Mit einem 
als Pilotprojekt an- 
gelegten Onlinefo- 
rum wird die Öf-
fentlichkeit an aus- 
gewählten Diskus-
sionen beteiligt. 
Das Forum findet 
bis lang nur geringe 
öffentliche Reso-
nanz. Diskussionen 
zur Arbeit des Aus-
schusses finden je- 
doch auf Twitter 
unter dem Hash-
tag #btADA statt – 
bis zum Ende des 
Jahres 2015 wur-
den fast 781 Tweets gesendet, meist von Mitgliedern des 
Auschusses und von sonstigen Fachleuten. Auch wenn der 
Ausschuss seine Leitlinien weitgehend umsetzte, bedauerten 
einige Beteiligte, dass keine weiterreichenden Beteiligungs-
möglichkeiten angeboten wurden.
Die Kommission Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe 
stand vor der Herausforderung, in einem konfliktreichen ge-
sellschaftlichen Handlungsfeld eine respektierte Basis für die 
Endlagersuche zu erarbeiten. Da sie über eigene finanzielle 
Mit tel verfügte, konnte sie neben einem Onlineforum auch 
zwei extern betreute Onlinekonsultationen (in dieser Form 
eine Neuerung beim Deustchen Bundestag) sowie mehrere 
Vor-Ort-Veranstaltungen durchführen. Auch hier fanden 
Dis kussionen auf Twitter statt, die Kommission selbst unter-
hielt jedoch keinen Account. Am Onlineforum beteiligten 
sich 42 Personen mit 304 Diskussionsbeiträgen, allerdings 
wurde die Diskussion stark von wenigen Teilnehmenden 
Erfahrungen des Bundestages mit der Umsetzung
Die Enquete-Kommission »Internet und digitale Gesell- 
schaft« des 17. Deutschen Bundestages hatte qua Einset- 
zungs be schluss den Auftrag, die Öffentlichkeit in besonde-
rem Maße in ihre Arbeit einzubeziehen. Sie tagte von Beginn 
an öffentlich und übertrug Sitzungen im Internet. Sie doku-
mentierte tagesaktuell den Fortgang der Arbeiten und stellte 
Arbeitspapiere zur Diskussion, auch wenn diese noch nicht 
verabschiedet waren. Die Einrichtung eines Weblogs, Twitter- 
accounts und Onlineforums, später die Plattform »enquete 
beteiligung.de« erlaubten es der Bevölkerung, Vorschlä-
ge bzw. Positionen in die Arbeit der Enquete-Kommission 
einzubringen. Insbesondere die Nutzung der nach dem 
Prinzip der Liquid Democracy aufgebauten Beteiligungs-
plattform, die auch die Zusammenarbeit an Dokumenten 
unterstützte, stellte für ein Gremium des Bundestages ein 
Novum dar. Etwa 3.300 Personen meldeten sich für die Nut-
zung der Plattform an, fast 600 von ihnen brachten sich mit 
Textbeiträgen und Vorschlägen ein, die teils unverändert in 
die Empfehlungen der Enquete-Kommission einflossen. Ein 
sachlicher und konstruktiver Ton, Fachkenntnisse und die 
Bereitschaft zur Mitarbeit prägten die Beiträge und den Be-
teiligungsprozess. Die Kommissionsmitglieder bewerteten 
die Online-Bürgerbeteiligung positiv, die Parlamentsarbeit 



























Mit Online-Bürgerbeteiligung kann das
Meinungsspektrum der Bevölkerung
stärker in die Prozesse zur palamentari-
schen Entscheidungsfindung einfließen.
Angaben in %
stimme zu stimme eher zu stimme eher nicht zu
stimme nicht zu weiß nicht/k. A.
n = 1.107
Quelle: Onlinebefragung des Stakeholder Panel TA im Herbst 2015, auszugsweise Darstellung
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Rechtliche Aspekte
Soziale Netzwerke wie Facebook oder Twitter zählen zum 
Alltag vieler Menschen. Bei der Frage, inwieweit der Deut-
sche Bundestag sie im Rahmen von Onlinebeteiligungs- 
angeboten nutzen könnte, sind die Rechte der Social-Me-
dia-Unternehmen wie auch der Adressaten des Beteili-
gungsangebots zu beachten. Der Staat darf die Bürgerinnen 
und Bürger nicht ungerechtfertigten Beeinträchtigungen 
ihres Rechts auf informationelle Selbstbestimmung aus-
setzen, indem er beispielsweise für die Nutzung von An-
geboten der Online-Bürgerbeteiligung eine Datenpreisga-
be in sozialen Netzwerken voraussetzt. Auch wenn soziale 
Medien grundsätzlich für die Online-Bürgerbeteiligung an 
der Parlamentsarbeit geeignet sind, sollten sie daher nicht 
ausschließliches, sondern ergänzendes, förderndes Mit-
tel der Umsetzung entsprechender Verfahren sein.
Welche Beteiligung ist gewünscht?
Der Deutsche Bundestag bzw. seine Mitglieder haben in 
den letzten Jahren Erfahrungen mit unterschiedlichen For-
men der Online-Bürgerbeteiligung gewonnen. Für eine 
Verstetigung und Weiterentwicklung ist die Frage zu klä-
ren, welche Form der Beteiligung gewünscht ist und von 
Bürgerinnen und Bürgern genutzt wird. Als Formate der 
Online-Bürgerbeteiligung kommen insbesondere Konsul-
tationen infrage, da sie die Entscheidungsmacht entspre-
chend dem Grundsatz der repräsentativen Demokratie bei 
den gewählten Abgeordneten belassen. Um die Motivation 
zur Beteiligung zu erhöhen, können formelle Regelungen 
(wie bei den Petitionen) oder verbindliche Zusagen si-
cherstellen, dass die Beteiligungsergebnisse berücksichtigt 
werden. Auch die Beteiligung von Mitgliedern des Deut-
schen Bundestages an den Verfahren kann die Motivation 
zur Teilnahme erhöhen. Als Zeitpunkt für Beteiligungsver-
fahren haben sich frühe Stadien der Meinungsbildung 
und Entscheidungsfindung bewährt. Mithilfe von On-
line-Bürgerbeteiligung lassen sich spezifische Zielgruppen 
erfolgreich ansprechen und einbeziehen. Zudem könnte 
Online-Bürgerbeteiligung stärker dazu genutzt werden, um 
Initiativen seitens der Bevölkerung zu ermöglichen und in 
den parlamentarischen Prozess einzubringen.
do mi niert. Die Onlinekonsultationen ermöglichten es, Be-
richte abschnittsweise zu bewerten und zu kommentieren. 
Die erste Konsultation richtete sich gezielt an ein Fachpub- 
likum und erreichte 31 Personen, die sich aktiv einbrach-
ten. An der zweiten, an eine breite Öffentlichkeit gerichte-
ten Konsultation beteiligten sich 111 Personen, wobei es 
zu Mehrfachregistrierungen von Teilnehmenden kam. Die 
technischen Plattformen waren grundsätzlich übersichtlich 
gestaltet, allerdings wurden sie unzureichend beworben.
Das Jugendportal mitmischen.de informiert junge Men-
schen über das Geschehen im Parlament und bietet ein 
Onlineforum zur Diskussion an. Eine Rückbindung der 
Diskussionen an parlamentarische Arbeitsprozesse erfolgt 
nicht. Das Forum ist ansprechend gestaltet, Inhalte sind ziel-
gruppengerecht aufbereitet. Die Zahl der beim Portal regis-
trierten Teilnehmenden ist mit 12.000 hoch, allerdings sind 
im mehrjährigen Zeitverlauf sinkende Nutzungszahlen des 
Onlineforums zu beobachten. Als einziges Angebot des Bun-
destages verfügt das Portal über eine Fanseite bei Facebook, 
auf deren datenschutzkonforme Einbindung geachtet wurde.
Die elektronischen Petitionen sind das einzige rechtlich 
geregelte und das bekannteste Onlinebeteiligungsangebot 
des Bundestages. Sie stellen auch das einzige Angebot dar, 
bei dem das Initiativmoment bei der Bevölkerung liegt. 
Die Möglichkeit der Veröffentlichung und der Mitzeichnung 
von Petitionen stellt eine technische Neuerung, insbesondere 
aber auch eine Verfahrensinnovation dar. Die Petitionsplatt-
form wurde zunächst in einem Modellversuch erprobt und 
2008 in den Regelbetrieb überführt. Sie wird seither konti-
nuierlich weiterentwickelt. Mit mehr als 2 Mio. registrierten 
Teilnehmenden ist die Plattform eines der am stärksten 
genutzten Onlineangebote des Bundestages. Im Jahr 2015 
wurden 384 Petitionen veröffentlicht und fast 500.000 elek- 
tronische Mitzeichnungen registriert. Auch das Diskussions-
forum wird rege genutzt. Die Umsetzung der Petitionsplatt-
form wird anhand der Gelingenskriterien von Online-Bür-
gerbeteiligung als gut bewertet. Im internationalen Vergleich 
weist das Angebot einen beachtlichen Modernisierungsgrad 
auf. Aktuelle Herausforderungen bestehen u. a. in der An-
passung für mobile Endgeräte sowie im Umgang mit außer-
parlamentarischen Petitionsportalen, denen vonseiten der 
Bevölkerung wachsende Aufmerksamkeit zukommt.
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Durch welche Prinzipien sollte die Durchführung 
geleitet werden?
Die Umsetzung von Onlinebeteiligungsangeboten durch Stan-
dardtools wie Onlineforen und Weblogs stößt an Grenzen, 
wenn mehr als nur eine unverbindliche Diskussion erreicht 
werden soll. Für die Nutzung spezialisierter Beteiligungsplatt-
formen müssen den jeweiligen Gremien finanzielle und perso-
nelle Mittel, aber auch Entscheidungskompetenzen zugewie-
sen werden. Eine Umsetzung auf dem Stand der Technik bzw. 
der Wissenschaft sollte neben technischen und gestalterischen 
Aspekten auch den Schutz vor Missbrauch und Manipulation 
umfassen. Beteiligungsangebote sollten möglichst inklusiv sein 
und die angestrebte Zielgruppe zur Beteiligung motivieren. Für 
die nachhaltige Verankerung von Erfahrungen beim Deut-
schen Bundestag, aber auch zur Erleichterung der Zusam-
menarbeit mit Dienstleistungsunternehmen empfehlen sich 
eine stärkere Bündelung von Kompetenzen innerhalb der Bun-
destagsverwaltung sowie die Entwicklung von Standards der 
Bürgerbeteiligung. Eine Strukturierung der Diskussion im 
Rahmen von Onlinebeteiligungsangeboten kann durch eine 
Moderation erfolgen oder auch durch einen engen Bezug der 
Diskussion auf ein vorliegendes Dokument (z. B. einen Gesetz-
entwurf), rein quantitative Verfahren wie Abstimmungen un-
ter den Teilnehmenden bergen das Risiko von Manipulationen. 
Um die Sichtbarkeit der Angebote zu erhöhen, könnten diese 
an zentraler Stelle in das Portal des Bundestages eingebunden 
werden. Auch eine Zusammenarbeit mit Dritten und die Nut-
zung von Social-Media-Plattformen könnten dabei helfen, eine 
größere Zahl von Menschen zu erreichen und zu motivieren.
Was bedeutet das in der Praxis?
Für die Praxis der Umsetzung von Onlinebeteiligungsangebo-
ten beim Bundestag folgt aus diesen Prinzipien u. a., dass für 
die gesamte Institution und unabhängig von konkreten Vor-
haben übergreifende Regelungen zur technischen und ge-
stalterischen Umsetzung definiert werden sollten, auf die im 
jeweiligen Einzelfall zurückgegriffen werden kann. Mit Blick 
auf die neuen Aufgaben, die sich dem Verwaltungspersonal 
des Bundestages perspektivisch stellen, wären ein größerer 
Austausch zwischen den mit Verfahren der Online-Bürgerbe-
teiligung befassten Personen sowie entsprechende Möglichkei-
ten der Weiterbildung wünschenswert, um Lernprozesse auf 
Organisationsebene anzustoßen. Um den Zugang zu Betei-
ligungsangeboten zu erleichtern, bietet sich die Verwendung 
von einheitlichen Authentifizierungsverfahren an, die eine 
mehrfache Registrierung bei unterschiedlichen Angeboten 
entbehrlich machen. Angebote der Online-Bürgerbeteiligung 
sollten außerdem kontinuierlich durch evaluierende Maßnah-
men begleitet werden, die durch unabhängige Beobachter oder 
auch ein Bürgergremium durchgeführt werden. Die Angemes-
senheit von Themen und Formaten für die Online-Bürgerbe-
teiligung könnte im Vorfeld durch empirische Tests mit Vertre-
tern der jeweiligen Zielgruppe überprüft werden, um spätere 
Enttäuschungen bei der Durchführung zu vermeiden.
Strategische Aspekte
In strategischer Hinsicht hat sich der Deutsche Bundestag auf 
einen Pfad der behutsamen, sukzessiven Entwicklung seiner 
Onlinebeteiligungsangebote begeben, der sowohl Experimen-
te (wie die Arbeitsweisen der Internet-Enquete) als auch die 
Weiterentwicklung etablierter Verfahren (wie die E-Petitio- 
nen) umfasst. In diesem Zuge ist darauf zu achten, dass der 
Bundestag aus den gewonnenen Erfahrungen lernen kann und 
beispielsweise durch institutionelle Vorkehrungen dem Pro- 
blem personeller Fluktuation begegnet. Darüber hinaus sollte 
eine strategische Einbindung der Online-Bürgerbeteiligung 
in die parlamentarische Arbeit erfolgen (die bislang allerdings 
auch in anderen Ländern nur selten gegeben ist). Nicht zuletzt 
empfiehlt es sich, die Forschung zu den Möglichkeiten und den 
Grenzen der Online-Bürgerbeteiligung zu fördern.
